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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Der Nationalrat behandelte in der Herbstsession zwei Motionen (11.3778, 11.3779) der
FDP-Liberalen Fraktion zur Entpolitisierung des Mindestzinssatzes und des
Mindestumwandlungssatzes in der beruflichen Vorsorge. Die Vorstösse verlangen, dass
der Mindestzinssatz in Zukunft automatisch mittels einer transparenten Formel der
realen Situation an den Finanzmärkten angepasst wird. Der Mindestumwandlungssatz
soll an der tatsächlichen Leistungsfähigkeit unter Berücksichtigung der
Lebenserwartung, des angesparten Kapitals und der erzielbaren Renditen bemessen
werden. Sowohl Mindestzins- als auch Mindestumwandlungssatz sollen damit nicht
mehr politischen Entscheiden unterstehen. Politischer Druck, so die Argumentation,
habe in der Vergangenheit zum einen zu überhöhten Mindestzinssätzen geführt, was die
Vorsorgeeinrichtungen zu riskanten Anlagen gezwungen habe. Zum anderen würden
durch die politisch festgelegten hohen Mindestumwandlungssätze die Renditen nicht
mehr zur Zahlung der Renten ausreichen, weshalb die Kassen auf ihre Aktiven
zurückgreifen oder Beiträge von Arbeitnehmenden umlegen müssten. Beides habe die
zweite Säule destabilisiert. Der Bundesrat wehrte sich gegen die Vorstösse. Der mittels
der aktuellen, indikativ verwendeten Formel festgelegte Mindestzinssatz sei
grundsätzlich erreichbar. Eine fixe Formel, wie sie die Motion verlangt, könne dagegen
im Fall von unvorhergesehenen Marktschwankungen zu inädequaten Resultaten mit
entsprechenden Folgen für Versicherte, Versicherer und Arbeitgeber führen. Beim
Mindestumwandlungssatz bestehe tatsächlich Handlungsbedarf, auch wenn das
Stimmvolk eine Änderung im März 2010 klar abgelehnt habe. Auch hier wies die
Regierung jedoch darauf hin, dass eine starre Formel nicht wünschenswert sei. Zudem
würde eine jährliche Anpassung des Umwandlungssatzes mittels starrer Anwendung
einer Formel jeweils die Beiträge und auch die Renten verändern, was zu grosser
Unsicherheit führen könnte. Sowohl beim Mindestzinssatz als auch beim
Mindestumwandlungssatz wäre die Festlegung einer Formel zudem nicht ohne längere
politische Auseinandersetzungen machbar, so der Bundesrat. Der Nationalrat zeigte
sich von diesen Befürchtungen wenig beeindruckt und nahm die Motionen ohne
Debatte mit 120 zu 52 Stimmen (Mindestzinssatz) und 125 zu 55 Stimmen
(Mindestumwandlungssatz) an, wobei die Ratslinke von den Mitteparteien und der SVP
überstimmt wurde. Damit besteht die Möglichkeit, dass die bürgerlichen Parteien
insbesondere in Bezug auf den Mindestumwandlungssatz Änderungen des BVG
erreichen können, welche im direkten Gegensatz zu der von Bundesrat Berset
geplanten Rentenreform stehen. Die ständerätliche Beratung der Geschäfte stand im
Berichtsjahr noch aus. 1

MOTION
DATUM: 11.09.2013
FLAVIA CARONI

Der Ständerat behandelte in der Herbstsession 2015 als Zweitrat zwei Motionen (11.3778;
11.3779) der FDP-Liberalen Fraktion zur Entpolitisierung des
Mindestumwandlungssatzes und des Mindestzinssatzes in der beruflichen Vorsorge.
Zwei Jahre zuvor hatte der Nationalrat beide Motionen angenommen. Die
ständerätliche Kommission empfahl ihrem Rat in Übereinstimmung mit dem Bundesrat,
die beiden Vorstösse abzulehnen. Es gelte angesichts der Arbeiten an der Reform
Altersvorsorge 2020, die Neuausrichtung der ersten und zweiten Säule nicht noch
stärker zu überladen, so die Kommissionssprecherin. Die kleine Kammer folgte diesem
Argument ohne weitere Debatte und lehnte die beiden Motionen ab. 2

MOTION
DATUM: 16.09.2015
FLAVIA CARONI

1) AB NR, 2013, S. 1315 f.; TA, 12.9.13.
2) AB SR, 20115, S. 871 f.
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